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Zum Status quo des 
internationalen Klimaschutzes
Ende 1997 wurde das Kyoto-Protokoll
zum Schutz des Klimas im Zusammen-
hang mit der zuvor ins Leben gerufenen
Klimarahmenkonvention der Vereinten
Nationen beschlossen. Das Protokoll trat
2005 in Kraft und legt für die im so ge-
nannten Annex-I aufgelisteten Industrie-
staaten völkerrechtlich verbindliche Wer-
te für die Reduktion von Treibhausgasen
fest. Ziel der 2012 auslaufenden Verein-
barung ist die weltweite Verminderung
der Emissionen um rund 5% gegenüber
dem Stand von 1990 (vgl. UNFCCC
2008a). Das Erreichen dieser Ziele wird
durch die im Kyoto-Protokoll eingeführ-
ten »flexiblen Mechanismen« unterstützt
(vgl. Box). Diese Mechanismen sollen er-
möglichen, dass Einsparungen dort statt-
finden, wo sie am kostengünstigsten sind
und somit die Effizienz der Emissionsre-
duktion fördern. 
Im Jahr 2005 wurden die für das Inkraft-
treten notwendigen Kriterien erfüllt – die
Ratifizierung durch mindestens 55 Staa-
ten, welche über 55% der globalen Emis-
sionen verursachen (vgl. UNFCCC 1998).
Inzwischen zählt das Protokoll 183 Ver-
tragsparteien (vgl. UNFCCC 2008a); die
USA, die für rund 22% des weltweiten
Treibhausausstoßes verantwortlich sind,
haben unter der amtierenden Regierung
als einzige westliche Industrienation das
Protokoll nicht ratifiziert. Die auf dem Kli-
magipfel in Bali 2007 festgelegte »Road
Map« gibt notwendige Handlungsschrit-
te für das Zustandekommen eines Nach-
folgeprotokolls nach 2012 vor. Ende 2009
ist die Vorlage eines Folgeabkommens auf
der Konferenz in Kopenhagen vorgese-
hen. Das Treffen in Poznan ´ vom 1. bis
12. Dezember dieses Jahres stellt einen
wichtigen Meilenstein in diesem Prozess
dar.
Europäische Initiativen zum 
Klimaschutz
Das Europäische Programm für den Kli-
maschutz (EPCC) bindet seit Anfang 2000
die Ergebnisse der COP-Konferenzen1 in
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Im Dezember 2008 stehen wichtige Schritte der internationalen Klimapolitik bevor, die einerseits die
Gestaltung der Klimaschutzmaßnahmen in Europa und andererseits ein Folgeabkommen des Kyoto-
Protokolls nach 2012 betreffen. Die Finanzmarktkrise und sich trübende Aussichten für die Weltwirt-
schaft überschatten derzeit die meisten politischen und wirtschaftlichen Ereignisse. Hinter den zahlrei-
chen Nachrichten zum realwirtschaftlichen Abschwung trat in den letzten Wochen auch die hitzig ge-
führte Debatte um den Klimaschutz zurück. Jedoch betont die International Energy Agency (vgl. IEA 2008)
in ihrem World Energy Outlook 2008 noch bestimmter, dass politisches Handeln und die Koordination
von Klimaschutzmaßnahmen von zentraler Bedeutung sind, um die Klimaerwärmung zu begrenzen. 
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Box 
Flexible Mechanismen des Kyoto-Protokolls 
Der Kompensationsmechanismus (Clean Development Mechanism, CDM) 
ermöglicht Industriestaaten und Unternehmen seit 2006 Emissionsgut-
schriften (Certified Emission Reduction, CER) zu generieren, indem Projekte 
zur Emissionsminderung in Entwicklungsländern unterstützt werden. Dadurch 
sollen Entwicklungsländer einerseits in die Klimaschutzbemühungen mitein-
bezogen werden, andererseits die nachhaltige Entwicklung in den Gastlän-
dern gefördert werden. Bisher sind 1 190 Projekte registriert worden, die in 
Form von CERs zur Vermeidung von 2,7 Mrd. Tonnen CO2 beitragen. Der 
Registrierungsprozess, den ein CDM-Projekt durchläuft, umfasst mehrere 
umfangreiche Prüfungsverfahren und dauert durchschnittlich 120 Tage (vgl. 
UNEP 2008). Wegen zu hoher Registrierungskosten und Bürokratie wird das 
CDM-System von vielen Stellen kritisiert. Ein weiterer Kritikpunkt ist die 
schwierige Kontrolle des Zusätzlichkeitsprinzips.  
Nachfrage nach Projektgutschriften entsteht vor allem durch Unternehmen, 
die im europäischen Emissionshandel (ETS) handlungspflichtig sind. Diese 
können einen Teil ihrer Zertifikate aus CERs beziehen, wobei der Anteil, zu 
welchem CERs an die EU-Berechtigungen angerechnet werden dürfen, 
europaweit variiert; in Deutschland liegt er bei 20% (vgl. BMU 2008).   
So genannte Joint Implementation-(JI)-Projekte werden zwischen Annex-I-
Staaten durchgeführt. Der Projektzyklus der JI-Projekte ist weniger reguliert, 
viele Anforderungen können von den Gastländern festgelegt werden (vgl. 
BMU 2008). Die Projektgutschriften (Emission Reduction Units, ERUs) kön-
nen seit 2008 im ETS angerechnet werden.  
Der dritte Mechanismus ist der internationale Handel der Zertifikate. Dieser ist 
vom ETS zu unterscheiden und ermöglicht Emissionshandel auf staatlicher 
Ebene. Entsprechend der Reduktionsziele der Annex-I-Staaten werden 
Treibhausgaszertifikate an die Länder vergeben. Diese Assigned Amounts 
Units (AAUs) können, wie die aus Projekten erworbenen Zertifikate auch, 
unter den Ländern gehandelt werden (vgl. UNFCCC 2008b). Forschungsergebnisse
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die Europäische Klimapolitik ein. Gezielte Maß-
nahmen zur Reduzierung der Emissionen so-
wie die Einführung des europäischen Emissi-
onshandelssystems (European Trading Sche-
me, ETS) wurden erarbeiten. 
Das 2005 in Kraft getretene ETS gibt den et-
wa 10 000 zum Handel verpflichteten Unter-
nehmen die Möglichkeit, Emissionszertifikate
(European Union Allowance Unit, EUAs) zu
handeln. Die Begrenzung und anschließender
Handel (Cap-and-Trade) der Zertifikate trägt
zur Einhaltung der europäischen Reduktions-
verpflichtung bei. 
Die erste Phase des Systems ist 2008 von der
zweiten Handelsperiode abgelöst worden, in
welcher die Emissionen bis 2012 europaweit
auf rund 2 Mrd. Tonnen begrenzt werden (vgl.
Euractiv 2008). Im ETS sind etwa 40% der ge-
samten europäischen Emissionen erfasst. 
Trotz der gemeinschaftlichen Bemühungen um den Klima-
schutz variiert der Erfolg in den einzelnen Mitgliedstaaten.
Spanien, Italien und Dänemark werden ihre Reduktionszie-
le 2012, laut Projektionen der European Environmental Agen-
cy (EEA 2008), nicht erreichen. Wie Abbildung 1 zeigt, sind
zum Beispiel in Spanien die Emissionen zwischen 1990
und 2004 um 49% gestiegen. 
Die Umsetzung des Klimaschutzpakets
Im März 2007 wurden im EU-Ministerrat Klimaschutzziele
(»20-20-20«) festgelegt, die dazu dienen, den Temperatur-
anstieg auf 2°C gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu
begrenzen (vgl. Council of the European Union 2007). Kon-
kret bedeutet dies: Die Steigerung der Energieeffizienz und
die Reduktion der Treibhausgase um 20% gegenüber 1990
wird angestrebt sowie die Bereitstellung von 20% des End-
energieverbrauchs aus erneuerbaren Energien. Weiterhin ist
ein Anteil von 10% Biokraftstoffen vorgesehen. 
Die Kommission merkte in ihrem zweiten Strategiepapier zur
Energiesicherheit von November 2008 jedoch an, dass nur
13% durch Energieeffizienz eingespart werden und das an-
gestrebte Ziel von 20% mit derzeitigen Bemühungen nicht
erfüllt wird. 
Zur Umsetzung der Beschlüsse von März 2007 hat die EU-
Kommission ein Maßnahmenpaket zur Energie- und Klima-
politik vorgestellt (Kommission der europäischen Gemein-
schaften 2008). Eckpunkt des Programms ist es, weitere
Treibhausgase in das System aufzunehmen und die Re-
duktionsziele bis 2020 für einzelne Staaten zu berechnen.
Das Paket beinhaltet Erweiterungsvorschläge
zum ETS, wobei die Einigung über die Allo-
kation der Zertifikate von besonderem Inte-
resse ist, da hiermit geklärt werden soll, wel-
che Industrien Emissionszertifikate ab 2013
durch Versteigerung erhalten. 
Es sollen Regelungen für Sektoren gefunden
werden, die bisher nicht zum Emissionshan-
del verpflichtet sind. Beispielsweise sind Ver-
kehr und Abfallwirtschaft nicht im System ein-
geschlossen, emittieren jedoch über 20% der
Treibhausgasemissionen in der EU. Abbil-
dung 2 gibt einen Überblick über die Gewich-
te der einzelnen Sektoren. Zudem ist geplant,
Investitionen in die Technologie zur Speiche-
rung von CO2 (Carbon Capture and Storage,
CCS) zu erleichtern. 
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Eine Einigung über das Klimapaket ist für Dezember ange-
strebt, um gemeinsam mit den Ergebnissen der Klimakon-
ferenz in Poznan ´ Grundlagen für den Klimaprozess im Jahr
2009 zu schaffen.
Aufgrund der Finanzkrise kam es in den letzten Wochen ver-
stärkt zu Diskussionen zwischen einzelnen Mitgliedstaaten.
Änderungen am bisherigen Klimapaket wurden von Italien
und sieben osteuropäischen Ländern gefordert, da diese
die Belastungen des vorgelegten Programms für ihre Volks-
wirtschaften als zu groß einstufen (vgl. Reuters 2008a). 
Ein kritischer Punkt ist die Versteigerung der Zertifikate an
den Energiesektor, welche ab 2013 geplant ist. Besonders
für Kohlekraftwerke würde diese Regelung ab 2013 zu ei-
ner finanziellen Belastung führen. Abhängig von der Ener-
giestruktur eines Landes formiert sich derzeit politischer Wi-
derstand gegen eine derartige Allokation. Abbildung 3 gibt
einen Eindruck über die Kraftwerksstruktur in verschiede-
nen Ländern. 
Diesbezüglich schlug Polen beim Treffen der europäischen
Finanzminister Anfang November eine Preisober- und -un-
tergrenze für Zertifikate vor (vgl. Reuters 2008a). Dies wür-
de die Schwankungsbreite des EUA-Preises einschränken
und die Kosten für handelspflichtige Unternehmen einer obe-
ren Schranke unterwerfen. Allerdings bewirkt ein solch staat-
licher Eingriff eine Verzerrung des Marktmechanismus, da
der Preis bei Erreichung der Grenzen keine Signalwirkung
mehr besitzt, um die Allokation effizient zu lenken. Theore-
tisch könnte eine Koalition aus Italien und den neuen Mit-
gliedstaaten eine Einigung im Rat blockieren, da 90 Stim-
men genügen, um ein Veto einzulegen. Aus dieser Verhand-
lungsposition heraus sind Konzessionen und Ausnahmere-
gelungen denkbar.
Die Klimakonferenz in Poznan ´
Bisher wurden mögliche Inhalte eines Post-Kyoto-Abkom-
mens in Bali diskutiert. Die 14. Conference of Parties (COP)
des Weltklimarates in Poznan ´ (Polen) soll dazu dienen, über
bisherige Vorschläge mit den Klimaratsmitgliedern zu ver-
handeln und im Hinblick auf die geplante Verabschiedung
eines Folgeabkommens im Dezember 2009 konkretere Ei-
nigungen zu erzielen. Mehrere tausend Konferenzteilnehmer
werden erwartet, unter welchen nahezu jede Nation mit Re-
präsentanten aus Politik, Industrie und Wissenschaft vertre-
ten ist. 
Verschiedene wissenschaftliche Berichte (vgl. Stern 2006;
IPCC 2007) machen deutlich, dass ein Zögern im Klima-
schutz potentielle Schäden nur vergrößert:
»Der Klimaschutz rechnet sich«, wie die Prä-
sidentin der OECD Helen Mountfourd es aus-
drückt (vgl. Spiegel, 10. November 2008).
Die in Bali geforderten »Deep Cuts« der glo-
balen Emissionen scheinen hier eine ange-
messene Reaktion zu sein. Die Aufteilung der
Reduktionsverpflichtungen ist in Bali zu kei-
nem Ergebnis gekommen und wird in Poznan ´
erneut diskutiert. 
Neben diesem kontroversen Punkt werden
Erweiterungen und methodische Verbesse-
rungen der flexiblen Mechanismen (CDM und
JI) sowie der Ausbau des internationalen
Emissionshandels wichtige Themen sein.
Das Schaffen von Investitionsanreizen in
CCS-Technologien ist auf internationaler
Ebene von großem Interesse und könnte
durch die von Seiten der IEA vorgeschlage-
ne Integration der Technologie in den CDM-
Mechanismus erfolgen. 
Ferner wird verstärkter Technologietransfer
von verschiedenen Stimmen aus den Ent-
wicklungsländern gefordert. Eine Studie des
Umweltbundesamts (vgl. Höhne et al. 2008)
sowie eine aktuelle Metastudie von den El-
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zung des Temperaturanstiegs auf 2º C nur durch eine star-
ke Einbindung der Entwicklungs- und Schwellenländer er-
reicht werden kann. Um in diesen Ländern – vor allem aber
in den sechs größten Emittenten der Nicht-Annex-I-Län-
der: China, Indien, Mexiko, Südafrika, Südkorea und Brasi-
lien – signifikante Emissionsreduktionen zu erzielen, wird
offener und intensiver Technologietransfer gefordert. 
Die Rolle Chinas und Indiens
China befürwortet einen verstärkten Technologietransfer aus-
drücklich. Die Energieversorgung in China beruht derzeit
zu 82% auf fossiler Energie. Erst kürzlich hat China die USA
als Nation mit dem höchsten absoluten CO2-Ausstoß über-
holt, gleichzeitig ist China einer der größten Märkte für So-
larenergie.2 Die Öffentlichkeit knüpft an die Handlungsbe-
reitschaft der chinesischen Regierung große Erwartungen.
Konsens der chinesischen Regierung mit den Industriena-
tionen besteht dahingehend, dass die Schwellen- und Ent-
wicklungsländer maßgeblich zum Klimaschutz beitragen
müssen; eine verbindliche Emissionsbegrenzung für die ei-
gene Nation wird jedoch abgelehnt. Nationale chinesische
Regelungen, wie zum Beispiel Kohlendioxidsteuern (vgl. Reu-
ters 2008b), werden bevorzugt. China fordert eine Finan-
zierungshilfe zur Umstrukturierung des Energiesystems von
Seiten der Annex-I-Länder.
Indien lehnt wie China verpflichtende Ziele ab und hat im
Vorlauf zur Konferenz in Poznan ´ einen Vorschlag eingereicht,
welcher stärkere Emissionsreduktionen der Industriestaa-
ten, zwischen 25 und 40% bis 2020 im Vergleich zu 1990,
vorsieht. Wie andere Schwellenländer investiert Indien mas-
siv in erneuerbare Energien (vgl. PEW 2008), hat aber noch
eine stark fossil geprägte Energieversorgung (76%). Mit
1,2t/cap hat Indien jedoch im Vergleich zu China (3,8t/cap3)
geringere CO2-Emissionen pro Kopf und erwartet daher stär-
kere Konzessionen der Industrienationen. 
Die Rolle der USA
Große Erwartungen werden außerdem an die USA gestellt,
deren Integration in eine globale Vereinbarung zum Klima-
schutz entscheidend ist. Barack Obama wird nicht selber
an der Konferenz teilnehmen, jedoch wird ihm der Demo-
krat John Kerry Bericht erstatten (vgl. The Guardian 2008b).
Barack Obama verspricht, eine führende Rolle in der Kli-
maschutzdiskussion einzunehmen, und hat Reformen in die-
sem Bereich angekündigt. Der designierte Präsident der USA
hat die Investition von 15 Mrd. US-Dollar in die Entwicklung
klimaschonender Technologien, einschließlich Kernenergie
sowie CO2-Speicherung, in Aussicht gestellt. Des Weiteren
hat Barack Obama eine Reduktion der Treibhausgase bis
2020 auf das Niveau von 1990 und eine 80%ige Redukti-
on bis 2050 angekündigt (vgl. The Guardian 2008a). Kurz
vor dem Treffen in Polen hat John Kerry angemerkt, dass
der Spielraum für Zugeständnisse angesichts der Finanz-
krise eingeschränkt sei, auch wenn sich die USA in Zukunft
stärker im Klimaschutz engagieren werde. (vgl. The Guar-
dian 2008b). 
In den USA wie auch in Europa4wird betont, dass eine strin-
gente Klimapolitik zur Energiesicherheit beiträgt und somit
die Unabhängigkeit von fossilen Ressourcen in der Ener-
gieversorgung vorantreibt. 
Die USA fordern eine Revision des Annex-I, also der reduk-
tionspflichtigen Staaten. Somit stehen die Vorbehalte der
USA, die dazu geführt haben, dass sie das Protokoll nicht
ratifiziert haben, weiterhin im Raum. Eine Veränderung durch
die neue Regierung wird für möglich gehalten, auch wenn
der UN-Klimabeauftrage Yvo de Boer einen Beitritt der USA
zum Kyoto-Protokoll noch für unwahrscheinlich erachtet (vgl.
NZZ, 7. November 2008). Unbeachtet dieser Tatsache bringt
ein verstärktes Engagement der USA eine stärkere Erwar-
tungshaltung gegenüber China mit sich. 
Am stärksten vom Klimawandel betroffene 
Länder
Von Seiten der ärmsten, und zumeist auch am stärksten
vom Klimawandel betroffenen Länder sind schnelle und star-
ke Reduktionen der Emissionen in den Industrienationen ge-
fordert. Bangladesch, die Maledivischen Inseln und weitere
Entwicklungsländer fordern sofortiges Handeln der Annex-
I-Länder sowie methodische und finanzielle Hilfe für die An-
passung und Vermeidung des Klimawandels in den eigenen
Ländern. 
Afrika, das bisher wenig Beachtung gefunden und von den
flexiblen Kyotomechanismen kaum profitiert hat – nur etwa
2% der CDMs sind in Afrika (vgl. UNEP 2008) –, hat unter
algerischer Leitung eine Plattform ins Leben gerufen, um
Afrika »mit einer Stimme«, so der algerische Umweltminis-
ter Cherif Rahmani, in Poznan ´ auftreten zu lassen und sich
Gehör zu verschaffen.
Die Frage der Gerechtigkeit bzw. Aufteilung der Reduktions-
pflichten (Burden Sharing) im Klimaschutz drängt sich im-
mer mehr auf. Die stark emittierenden Industrienationen sind
ungleich weniger vom Klimawandel betroffen als die Ent-
2 Die Produktion von Solarzellen sowie die Nachfrage nach selbigen sind in
den letzten Jahren stark gestiegen.
3 Vergleich: In Deutschland werden 9,79 t CO2/cap emittiert (vgl. UN Mille-
nium Goals, http://mdgs.un.org/unsd/mdg/Data.aspx).
4 In Europa wird dies in der Veröffentlichung des oben beschriebenen zwei-
ten Strategieplans zur Energiepolitik betont.Forschungsergebnisse
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wicklungsländer (vgl. Edenhofer et al. 2008). Welche der
Schwellenländer verbindlichen Reduktionszielen zustimmen5
werden und inwieweit sich die Bereitschaft für finanzielle Un-
terstützung von Klimaschutz in Entwicklungsländern im 
Zuge der Finanzkrise vermindert hat, wird sich in Poznan ´
zeigen.
Inzwischen ist im Gespräch, noch ein zusätzliches Klima-
treffen im Laufe des nächsten Jahres einzuberufen, um ei-
ne weitere Abstimmungsmöglichkeit vor Kopenhagen zu
schaffen. In diesen Tagen wird sich zeigen, in welchem Ma-
ße sich die Vetokoalitionen in die Verhandlungen einbringen,
um internationale Kooperation im Klimaschutz zu ermögli-
chen. Auf europäischer Ebene wird sich abzeichnen, wie
stark die Finanzkrise die zeitige und stringente Umsetzung
von Klimaschutzmaßnahmen beeinträchtigt.
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